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45  Bekanntmachung 
   
des Jahresabschlusses des Abfallentsorgungsbetriebes des Kreises Minden-Lübbecke (AML) für das Wirtschaftsjahr 2019. 
 
Der Kreistag des Kreises Minden-Lübbecke hat in seiner 29. Sitzung am 05.10.2020 gem. EigVO NRW §4 Abs.c die Entlastung des Betriebs-
ausschusses des AML für das Wirtschaftsjahr 2019 beschlossen und den Jahresabschluss des AML und den Lagebericht zum 31.12.2019 
festgestellt und wir folgt beschlossen: Der Kreistag beschließt, die Eigenkapitalverzinsung in Höhe von 357.904,32 € dem Kreishaushalt und 
den Jahresüberschuss nach Abzug der Eigenkapitalverzinsung in Höhe 117.187,35 € der allgemeinen Rücklage des AML zuzuführen. 
 
Der Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 15.02.2021 bis zum 15.03.2021 in der Verwaltung des Abfallentsorgungsbetriebes 
des Kreises Minden-Lübbecke, Johansenstraße 6, 32423 Minden, Sekretariat, während der Dienststunden zur Einsichtnahme aus. 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 2019 lautet 
wie folgt: 
 
 
  Abschließender Vermerk der gpaNRW 
 
Die gpaNRW ist gemäß § 106 Abs. 2 GO in der bis zum 31. Dezember 2018 gültigen Fassung i.V.m. Artikel 10 Abs. 1 des 2. NKFWG NRW 
gesetzliche Abschlussprüferin des Abfallentsorgungsbetriebes des Kreises Minden-Lübbecke. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
zum 31.12.2019 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Röhricht - Dr. Schillen GmbH, Bielefeld, bedient.   
 
Diese hat mit Datum vom 14.09.2020 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt.  
 
„An die eigenbetriebsähnliche Einrichtung AML Abfallentsorgungsbetrieb des Kreises Minden-Lübbecke, Minden  
 
Prüfungsurteile  
 
Wir haben den Jahresabschluss der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung AML  - Abfallentsorgungsbetrieb des Kreises Minden-Lübbecke, Min-
den, - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar bis 
zum 31. Dezember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber 
hinaus haben wir den Lagebericht der AML Abfallentsorgungsbetrieb des Kreises Minden-Lübbecke für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar 
bis zum 31. Dezember 2019 geprüft. 
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  
 
 
entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zum 31. Dezember 2019 sowie ihrer Ertragslage für das Wirtschaftsjahr 
vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2019 und   
 
vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. In allen wesent-
lichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung  
des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  
 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.  
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 106 GO NRW a.F. unter 
Beachtung der vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen 
Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.  
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht  
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Jahres-
abschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammen-
hang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.  
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet 
haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des 
Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i.V.m. den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
zu ermöglichen und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebs-
ähnlichen Einrichtung vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i.V.m. den einschlä-
gigen deutschen, für Kapitalgesellschaften handelsrechtlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
beinhaltet.  
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom IDW festgesteilten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlus-
ses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus   
 
identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beab-
sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können,  
 
gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen an-
gemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung abzu-
geben,   
 
beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben,  
 
ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen Ein-
richtung zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicher-
heit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerk-
sam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfol-
gerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die eigenbetriebsähnliche Einrichtung ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 
kann, 
 
beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresab-
schluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt,  
 
beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von 
der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung,  
 
führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. 
Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den 
gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientier-
ten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegen-
den Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunfts-
orientierten Angaben abweichen.  
 
 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststel-
len.“  
 
 
Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Röhricht - Dr. Schillen GmbH ausgewertet und eine Analyse 
anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis:  
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der Verordnung über die Durch-
führung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der gpaNRW nicht 
erforderlich.  
 
Herne, den 01.12.2020 gpaNRW        Siegel 
 
  Im Auftrag  
  gez. Matthias Middel 
 
Minden, den 01.12.2020 Die Betriebsleitung 
  gez. Lutz Freiberg 
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46   Bekanntmachung 
  gemäß § 21a der 9. Verordnung zur Durchführung des 
  Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
  in Verbindung mit § 10 Abs. 8 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
 
Der Kreis Minden-Lübbecke hat als Untere Umweltschutzbehörde der Porta Wind Power GbR, Sundern 31, 32457 Porta Westfalica, mit 
Datum vom 21.12.2020 eine Genehmigung nach §§ 4 und 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) für Errichtung und Betrieb einer 
Windenergieanlage des Typs Senvion 3.4 M 122 in 32457 Porta Westfalica auf dem Grundstück Gemarkung: Möllbergen, Flur: 5, Flurstück: 
119, erteilt. 
 
Diese Genehmigung ist gemäß § 21a BImSchG zu veröffentlichen, da die Vorhabensträgerin dies mit Schreiben (Email) vom 28.01.2021 nach-
träglich beantragt hat. 
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A. Auszug aus dem Bescheid 
 
Der verfügende Teil des erlassenen Bescheides lautet: 
 
[Zitatbeginn] 
 
„I. Tenor 
 
Auf den Genehmigungsantrag vom 11.07.2018 (hier eingegangen am 02.08.2018) mit den zugehörigen Antragsunterlagen und Nachträgen, 
zuletzt ergänzt am 20.02.2019, wird aufgrund der §§ 4 und 6 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)* in Verbindung mit den §§ 1 
und 2 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) und Nr. 1.6.2 des Anhanges 1 der 4. BImSchV die Genehmigung 
für die Errichtung und den Betrieb einer Windenergieanlage an dem nachfolgend genannten Standort in der Stadt 32457 Porta Westfalica 
erteilt.   
 
Standort:  
WEA 5: Stadt Porta Westfalica, Gemarkung Möllbergen, Flur 5, Flurstück 119 
 
Die Genehmigung erstreckt sich auf die Errichtung und den Betrieb einer Windenergieanlage (WEA)  
mit folgenden Daten: 
 

WEA 
Nr. 

Typ Nenn- 
leistung 
[kW] 

Naben- 
höhe 
[m] 

Rotordurch- 
messer 
[m] 

East/ 
North 

Betriebs- 
zeit 

5 Senvion  
3.4 M 122 

3.400 139 122 494530/  
5782492 

Volllastbetrieb bei trockenen 
Wetterlagen: 

00.00 - 24.00 Uhr 
3.400 kW 

 
Betrieb bei Regen und 

Schneefall (witterungsbe- 
dingte Koronageräusche): 

06.00 – 22.00 Uhr 
3.400 kW 

22.00 – 06.00 Uhr 
3.030 kW 

 
Gemäß § 13 BImSchG schließt diese Genehmigung alle anlagenbezogenen behördlichen Entscheidungen ein. 
 
[Zitatende] 
 
Der Bescheid enthält Nebenbestimmungen, um die Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen sicherzustellen.   
 
Die Rechtsbehelfsbelehrung der Genehmigung lautet:  
 
Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach Zustellung Klage bei dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster erhoben werden. 
 
B. Öffentliche Auslegung 
 
Dieser Bescheid, einschließlich der Begründung, liegt nach dieser Bekanntmachung zwei Wochen, von Freitag, 12.02.2021 (erster Tag) bis 
zum Freitag, 26.02.2021 (letzter Tag) bei 
 
1. der Stadt Porta Westfalica - Fachbereich III -, Kempstraße 1 in 32457 Porta Westfalica  
     während der Dienststunden 
 
     sowie  
 
2.  bei der Kreisverwaltung Minden-Lübbecke - Bürgerbüro - Portastr. 13, 32423 Minden  
     während der Dienststunden 
 
aus und kann dort während der angegebenen Zeiten eingesehen werden. 
 
Diese Bekanntmachung und der Bescheid werden zusätzlich im Internet unter www.minden-luebbecke.de/Service/Umwelt veröffentlicht. 
 
Nutzen Sie bitte auf Grund der Corona-Pandemie vordringlich die Einsichtnahme über das Internet. Sofern Sie keine Möglichkeit dazu haben, 
melden Sie sich bitte zur Vereinbarung eines Einsichtnahmetermins im Kreishaus Minden-Lübbecke unter der Telefon-Nr. 0571 807-0   
oder bei der Stadt Porta Westfalica unter der Telefon-Nr. 0571 791-0 oder verweisen Sie bei der Einlasskontrolle im Kreishaus Minden-
Lübbecke auf Ihr Anliegen der Einsichtnahme im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz. 
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten, die keine Einwendungen erhoben haben, als bekannt gegeben.  
 
C. Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim Kreis Minden-Lübbecke, Portastraße 13,  
32423 Minden erhoben werden. 
 
Minden, den 04.02.2021 
Az.: 770.0005/18/1.6.2 
  Im Auftrag 
  (gez. U. Klostermeyer)  

http://www.minden-luebbecke.de/Service/Umwelt
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47  Bekanntmachung  
  Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Die Zustellung eines Bußgeldbescheides wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des Kreis-
blattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
48  Bekanntmachung  
  Öffentliche Zustellung eines Bescheides 
 
Die Zustellung eines Bescheides wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des Kreisblattes 
an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
49  Bekanntmachung  
  Öffentliche Zustellung von Ordnungsverfügungen 
 
Die Zustellung von Ordnungsverfügungen wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des 
Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
50  Erscheinungstermine 
  des Amtlichen Kreisblattes 
 

Nr.   10 Redaktionsschluss 11.02.2021 Ausgabe 18.02.2021 
Nr.   11 Redaktionsschluss 04.03.2021 Ausgabe 11.03.2021 
Nr.  12 Redaktionsschluss 18.03.2021 Ausgabe 25.03.2021 
Nr.  13 Redaktionsschluss 08.04.2021 Ausgabe 15.04.2021 

 
 
 
51   Bekanntmachung  
  des Entwurfs der Haushaltssatzung der  
  Stadt Bad Oeynhausen für das Haushaltsjahr 2021 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Bad Oeynhausen für das Haushaltsjahr 2021 mit ihren Anlagen steht während der Dauer des 
Beratungsverfahrens im Rat jeweils während der Öffnungszeiten im Rathaus I in 32545 Bad Oeynhausen, Ostkorso 8, Zimmer 2-4, zur Ein-
sichtnahme zur Verfügung. 
 
Einwendungen gegen den Entwurf der Haushaltssatzung und ihre Anlagen können von den Einwohnern und Abgabepflichtigen der Stadt Bad 
Oeynhausen in der Zeit vom 12.02.2021 bis zum 02.03.2021 sowohl schriftlich als auch mündlich zu Protokoll, jeweils während der Öffnungs-
zeiten im Gebäude Bahnhofstraße 45, 32545 Bad Oeynhausen, Zimmer 20 oder 22 erhoben werden. 
 
Über die Einwendungen beschließt der Rat der Stadt Bad Oeynhausen in öffentlicher Sitzung. 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 ist außerdem der Internetseite der Stadt Bad Oeynhausen (www.badoeynhau-
sen.de) zu entnehmen. 
 
Bad Oeynhausen, den 28.01.2021 
  Stadt Bad Oeynhausen 
  Der Bürgermeister 
  Bökenkröger 
 
 
 
52  Bekanntmachung 
  der Gemeinde Hüllhorst 
 
Das am 13.09.2020 in den Rat der Gemeinde Hüllhorst gewählte Ratsmitglied Karl-Heinz Ortmeier ist am 08.01.2021 verstorben. 
 
Gemäß § 45 des Gesetzes über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen (Kommunalwahlgesetz) wird festgestellt, dass als Nach-
folger aus der Reserveliste der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD)  
 
  Roland Kirchhoff, Wielandstr. 9, 32609 Hüllhorst, 
 
gewählt ist. Roland Kirchhoff hat die Wahl mit Erklärung vom 28.01.2021 angenommen. 
 
Gegen die Gültigkeit der Wahl können 
a) jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes  
b)  die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und Wählergruppen, die an der Wahl teilgenommen haben, sowie  
c)  die Aufsichtsbehörde 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe Einspruch erheben, wenn sie eine Entscheidung über die Gültigkeit der Feststellung des Nachfolgers 
für erforderlich halten. 
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Der Einspruch ist bei dem Wahlleiter schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Diese Bekanntmachung wird parallel in der Zeit vom 12.02. bis 22.02.2021 im Bekanntmachungskasten der Gemeinde Hüllhorst am Rathaus. 
Löhner Str. 1, Hüllhorst, öffentlich ausgehängt.   
 
Hüllhorst, 01.02.2021 
  Der Bürgermeister 
  als Wahlleiter 
  Michael Kasche  
 
 
 
53   Bekanntmachungshinweis 
  Amtliches Kreisblatt  
 
Die Angaben gem. § 16 Korruptionsbekämpfungsgesetz bezüglich der Auskunftspflichten der Ratsmitglieder, Ortsvorsteherinnen und Orts-
vorsteher, sachkundigen Bürgerinnen und Bürger sowie des Hauptverwaltungsbeamten können jederzeit während der allgemeinen Öff-
nungszeiten im Rathaus, Zimmer 1.13, eingesehen werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben sowie deren Aktualisierung bei den jewei-
ligen Meldepflichtigen liegt. 
 
Hüllhorst, 27.01.2021 
  Gemeinde Hüllhorst   
  Der Bürgermeister 
  Michael Kasche 
 
 
 
54   Bekanntmachung 
  der Stadt Lübbecke 
  Bebauungsplan Nr. N 18 "Südlich Ravensberger Straße" 
 
 Umwandlung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 5 "Südlich Ravensberger Straße" in einen Angebotsbebauungsplan 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung am 27.01.2021 folgenden Beschluss gefasst: 
 
1. Der Einleitung des Verfahrens gemäß § 2 Abs. 1 i.V.m.  § 1 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBl I S. 2414) in der derzeit 

geltenden Fassung zur Umwandlung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 5 „Südlich Ravensberger Straße“ in den Angebots-
bebauungsplan Nr. N 18 „Südlich Ravensberger Straße“ im vereinfachten Verfahren gem. § 13 a BauGB wird zugestimmt. 

 
 Dabei wird gemäß § 13 a Abs. 3 Nr. 1 BauGB auf die Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB verzichtet. 
 
 Der Einleitungsbeschluss ist öffentlich bekannt zu machen. 
 
2. Dem Vorentwurf zum Bebauungsplan Nr. N 18 „Südlich Ravensberger Straße“ wird zugestimmt. 
 
3. Der Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und frühzeitigen Beteiligung der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB wird zugestimmt. Der Vorentwurf wird hierzu für die Dauer eines Monats 
öffentlich ausgelegt. 

 
Die genaue Abgrenzung des Planbereiches ist aus dem im Anschluss an diese Bekanntmachung abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Gemäß § 2 Abs. 1 BauGB wird der Einleitungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Bebauungsplanvorentwurf mit der Vorhabenbeschreibung liegt in der Zeit vom 
 
  22.02. bis einschließlich 23.03.2021 
 
bei der Stadt Lübbecke, Bereich Stadtplanung, Kreishausstraße 2-4, im Flur des 1. OG Altbau, während der Dienststunden öffentlich aus. 
 
In der Zeit der Pandemie durch Covid-19 kann ein Termin zur Einsichtnahme in die Auslegungsunterlagen und zur Unterrichtung über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke sowie der voraussichtlichen Auswirkungen der Planung telefonisch unter 05741/276-208 vereinbart werden. 
Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist abgegeben werden. 
 
Ferner können die zur Einsicht ausliegenden Unterlagen auf der Internetseite der Stadt Lübbecke unter www.luebbecke.de/bekanntma-
chungen eingesehen werden. 
 
Lübbecke, den 02.02.2021 
  Der Bürgermeister 
  Frank Haberbosch 
 

http://www.luebbecke.de/bekanntmachungen
http://www.luebbecke.de/bekanntmachungen
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Übersichtsplan 
 
 
 
55  Bekanntmachung 
  Gesamtabschluss 2015 
  der Stadt Porta Westfalica 
 
Aufgrund des § 116 Abs. 9 in Verbindung mit § 96 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, hat der Rat der Stadt Porta 
Westfalica in seiner Sitzung am 27.05.2020 die nachstehend aufgeführten Beschlüsse gefasst: 
 
Der Rat bestätigt den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk der CURACON 
GmbH Wirtschaftsprüfungs-gesellschaft, Münster, versehenen Gesamtabschluss der Stadt Porta Westfalica zum 31.12.2015 mit einer Bilanz-
summe von 286.396.212,17 €. 
 
Der Gesamtjahresfehlbetrag von 973.878,23 € wird mit dem nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag verrechnet. Nach Verrechnung 
ergibt sich ein nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag von 20.651.049,31 €. 
 
Dem Bürgermeister wird bezüglich des Gesamtabschlusses der Stadt Porta Westfalica zum 31.12.2015 uneingeschränkt Entlastung erteilt. 
 
Die vorstehenden Beschlüsse des Rates der Stadt Porta Westfalica über den Gesamtabschluss zum 31.12.2015 mit seinen Anlagen und die 
Entlastung des Bürgermeisters werden hiermit öffentlich bekanntgemacht. Der Gesamtabschluss zum 31.12.2015 ist der Landrätin des Krei-
ses Minden-Lübbecke als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 18.01.2021 angezeigt worden.  
 
Der Gesamtabschluss der Stadt Porta Westfalica zum 31.12.2015 liegt bis zur Bestätigung des folgenden Gesamtabschlusses zur Einsicht-
nahme im Verwaltungsgebäude der Stadt Porta Westfalica, Kempstraße 1, 32457 Porta Westfalica, Zimmer 127, während der Öffnungszeiten 
öffentlich aus. 
 
Porta Westfalica, den 26.01.2021 
  Die Bürgermeisterin 
  Dr. Sonja Gerlach 
 
 
 
56  Bekanntmachung 
  1. Änderungssatzung vom 04.02.2021 
  zur Gebührenordnung der Musikschule Porta Westfalica 
  vom 01.10.2019 
 
Auf Grund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14.04.2020 (GV. NRW. S. 218b) hat 
der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Porta Westfalica in seiner Sitzung am 03.02.2021 im Wege einer delegierten Entscheidung des 
Rates gem. § 60 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalica die folgende 1. Änderungssatzung zur Gebührenordnung 
der Musikschule Porta Westfalica beschlossen:  
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  Artikel 1 
 
In § 1 der Gebührenordnung der Musikschule Porta Westfalica wird nach der Gebührentabelle für den Instrumentalunterricht der folgende 
Absatz eingefügt: 
 
 Online-Unterricht 

Online erteilter Unterricht wird anteilig mit 75 % berechnet. Die Erteilung erfolgt im gegenseitigen Einvernehmen zwischen der Musik-
schule Porta Westfalica und den Teilnehmern und nur in besonderen Ausnahmefällen wie z. B. Untersagung des Präsenzunterrichtes im 
Falle einer Pandemie. Ein Anspruch auf Online-Unterricht besteht nicht. 

 
  Artikel 2 
 
Diese 1. Änderungssatzung zur Gebührenordnung der Musikschule Porta Westfalica tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende 1. Änderungssatzung zur Gebührenordnung der Musikschule Porta Westfalica wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Porta Westfalica vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 

die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Porta Westfalica, den 04.02.2021 
   
  Dr. Sonja Gerlach 
  Bürgermeisterin 
 
 
 
57   Bekanntmachung 
  des Sparkassenzweckverbandes des Kreises Minden-Lübbecke und der Städte Minden und Petershagen 
  - Der stellvertretende Vorsitzende der Verbandsversammlung -  

 
Die konstituierende Sitzung der Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes des Kreises Minden-Lübbecke und der Städte  
Minden und Petershagen für die am 01.11.2020 begonnene Kommunalwahlperiode findet am  
 
  Dienstag, den 23.02.2021, 17:30 Uhr, 
 
im Veranstaltungsraum der Sparkasse in Minden, Königswall 2, (4. Etage, Zugang über das Treppenhaus am Haupteingang) statt. 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
1. Befragen der Mitglieder, ob Ausschließungsgründe für eine Mitgliedschaft im Sparkassenzweckverband des Kreises Minden-Lübbecke 

und der Städte Minden und Petershagen vorliegen 
 
2. Wahl eines Mitgliedes zur Mitunterzeichnung der Beschlüsse 

 
3. Wahl des Vorsitzenden (m/w/d) der Verbandsversammlung und seines Stellvertreters (m/w/d)  
 
4. Wahl des Verbandsvorstehers (m/w/d) und seines Stellvertreters (m/w/d) 
 
5. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Verbandsversammlung vom 06.10.2020  

 
6. Wahl des Vorsitzenden (m/w/d) des Verwaltungsrates 

 
7. Wahl der Mitglieder (m/w/d) des Verwaltungsrates und ihrer Stellvertreter (m/w/d) 

 
8. Wahl der Stellvertreter (m/w/d) des Vorsitzenden (m/w/d) des Verwaltungsrates 

 
9. Wahl eines Beanstandungsbeamten (m/w/d) und eines Stellvertreters (m/w/d)  

gem. § 11 Abs. 3 SpkG NW 
 
10. Wahl der Vertreter (m/w/d) und ihrer Vertreter (m/w/d) für den Verhinderungsfall für die Verbandsversammlung des Sparkassenver-

bandes Westfalen-Lippe (SVWL)  
 
11. Verschiedenes / Bekanntgaben 
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Nicht öffentliche Sitzung: 
 
--- 
 
Minden, den 02.02.2021 
  Dirk Breves 
  (Bürgermeister) 
  stellvertretender Vorsitzender der Verbandsversammlung des 
  Sparkassenzweckverbandes des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen  
 
 
 
58   Bekanntmachung 
  Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
 
Das Sparkassenbuch zum Konto Nr. 331 379 875 der Sparkasse Minden-Lübbecke ist durch uns am 05.11.2020 mit einer Ausschlussfrist von 
3 Monaten aufgeboten worden.  
 
Da innerhalb der Aufgebotsfrist Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden, wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.  
 
Minden, den 01.02.2021 
  SPARKASSE MINDEN-LÜBBECKE 
  Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
  Der Vorstand 
  Kirschbaum                      Böttcher 
 
 
 
  Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
 
Das Sparkassenbuch zum Konto Nr. 486 030 521 der Sparkasse Minden-Lübbecke ist durch uns am 05.11.2020 mit einer Ausschlussfrist von 
3 Monaten aufgeboten worden.  
 
Da innerhalb der Aufgebotsfrist Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden, wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.  
 
Minden, den 01.02.2021 
  SPARKASSE MINDEN-LÜBBECKE 
  Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
  Der Vorstand 
  Kirschbaum                      Böttcher 
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